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Vorwort 
Vorwort 
Vorwort 

Zoll- und Betriebsprüfungen der Deutschen Rentenversicherung rücken 
die Arbeitgeberrisiken aus dem sozialversicherungsrechtlichen Beitrags-
recht mehr und mehr in den Fokus der arbeits- und sozialrechtlichen Pra-
xis. Während lange Zeit Nachforderungen wegen beitragsrechtlicher 
Falschbehandlung von Entgeltbestandteilen als eher lästig angesehen wor-
den sind, bildet mittlerweile der Einsatz von Fremdpersonal einen Prüf-
schwerpunkt mit weitreichenden Auswirkungen. Die Auftragsvergabe an 
Selbstständige oder an Werkvertragsunternehmer, die nur dem Schein 
nach selbstständig sind oder im Werkvertrag stehen, lässt immer wieder 
Beitragsschulden entstehen, die Strafverfahren, Insolvenzen, Haftungs- 
und Regressansprüche nach sich ziehen. Das Beitragsrecht des Sozialge-
setzbuchs ist somit zum Mittelpunkt einer Gesamtverantwortung gewor-
den, die ein umsichtiges und wohlinformiertes Handeln erfordern. 

Unser Ziel ist es, hierzu das bestmögliche Know-How mit dem vorlie-
genden Buch an die Hand zu geben. Gleichzeitig erinnern wir daran, 
dass die Arbeitgeber für ihre Beschäftigten den Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag zu entrichten haben und dass aus diesen Beiträgen direkt 
Ansprüche und Anwartschaften auf Rente, auf Kranken- und auf Arbeits-
losengeld entstehen. Die hieraus resultierende Verantwortung der Arbeit-
geber gilt es zu betonen. Diese besondere Verantwortung aus Beitrag und 
Leistung ist auch einer der Gründe, warum die Compliance im Bereich 
des Beitragsrechts binnen Kurzem besondere Bedeutung erlangen wird. 

Unser Werk ist entstanden aus einer Vielzahl von Anregungen, die wir 
über mehrere Jahre hinweg in unserer richterlichen Arbeit, aber insbe-
sondere auch als Referenten zu diesem Thema erhalten haben. Dafür sei 
allen gedankt, die offen, vorbehaltlos und auch mit klaren Worten mit 
uns in einen sozialrechtlichen Dialog getreten sind. 

Ganz besonders danken möchten wir unseren Ehefrauen und unseren 
Kindern. Ohne ihre große Geduld und ohne ihre Unterstützung wäre das 
vorliegende Buch nicht möglich gewesen. 
 
München im September 2016 
Christian Zieglmeier, Stephan Rittweger 
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